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Es gibt nur wenige Themen, die die
Menschen mehr bewegen. Dabei geht
es vielen Bürgern mehr um Gerech tig -
keit als um die Höhe ihrer Steuerlast.

Es klagen: Alle.

• Diejenigen, die keine Steuern zahlen
müssen, fordern, dass Spitzen verdie -
ner und andere mehr (zu ihren Guns -
ten) zahlen sollen.

• Die Masse der abhängig Beschäftig -
ten klagt über fehlende Absetzmög -
lichkeiten. Sie werden durch die Lohn -
steuer mit einem Drittel der gemein-
schaftlichen Steuern belastet.

• Die Selbständigen bemängeln ein zu
kompliziertes Steuerrecht.

• Die Besserverdienenden wünschen
sich noch mehr Ausnahmetat be stän -
de zur Senkung ihrer Steuerschuld.

Und die Reichen? Sie finden Mittel und
Wege, ihre Steuerpflicht zu um gehen.
Und klagen dann über „un lau tere“ Ver -
folgung durch die Steuer be hör den!

Wieviel darf, wieviel muss uns der
Staat abverlangen?

Der Staat soll mit Hilfe der Steuerein -
nahmen seinen Aufgaben nachkom-
men, ohne Mittel zu verschwenden.
Dabei gibt es zwei grundsätzlich ver-
schiedene Ansätze:

• Liberale und viele Konservative for-
dern einen schlanken Staat, der nur
die notwendigsten Ausgaben für die
Allgemeinheit tätigt. Schlanker Staat
heißt für sie auch: „Wenn jeder an
sich selbst denkt, ist an alle gedacht!“

• Unser Ansatz ist: Wir können uns kei-
nen schlanken Staat leisten, wenn wir
die Schwachen unserer Ge sell schaft
menschenwürdig unter stüt zen wol-
len und gleiche Zukunfts chan  cen für
alle anstreben.

Steuern – Für Selbständige nicht das
wichtigste Thema!

Gerade wir Selbständigen sind auf
Kom munen angewiesen, die in der La -
ge sind, Aufträge zur Erhaltung und
zum Ausbau von Infrastruktur aller
Art zu vergeben. Unser soziales Ge -
wis  sen fordert ein Sozialwesen, das

allen, auch den Ärmeren, eine ausrei-
chende Grundversorgung sichert. Die
Men schen, die nicht oder nicht mehr
zu den Leistungsträgern unserer Ge -
sell schaft gehören, müssen versorgt
werden.

Für uns ist die Höhe unserer Steuer -
belastung nicht das primäre Problem,
so lange der Staat für uns Rahmen be -
din gungen schafft, durch die wir un -
ternehmerisch handlungsfähig blei-
ben. Und so lange wir nicht das Ge -
fühl haben: Wir sind die Kuh, die man
beliebig melken kann, ohne sie aus-
reichend zu füttern und zu pflegen

Steuergerechtigkeit

Steuern sind nach gängiger Defini tion
Geldleistungen aller Bürgerin nen und
Bürger an das öffentlich-rechtliche Ge -
meinwesen zur Erfüllung der öffentli-
chen Aufgaben. 

Daraus entsteht grund sätzlich kein
An spruch auf individuelle Gegen leis -
tung. Es hat das Solidaritätsprinzip zu
gelten. Wer sich seiner Steuer pflicht
entzieht, verhält sich nicht nur unsoli-
darisch, sondern kriminell.
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Um Steuergerechtigkeit nicht zur Far -
ce verkommen zu lassen, muss der
Staat ernsthaft gegen Steuersünder
vor gehen. 

Wenn Bundesfinanzminister Schäub -
le mit dem Segen der Kanzlerin deut-
sche Steuersünder durch das geplan-
te Steu erabkommen mit der Schweiz
schonen will, ist das alleine schon in -
ak zeptabel. Wer aber die Beschaffung
von Bankdaten aus der Schweiz krimi-
nalisiert, kann die Verfolgung von
Steuerdelikten auch gleich ganz ein-
stellen. Als Dank bringt das be stimmt
ein paar Parteispenden.

Minister und Kanzlerin haben aber mit
ihrem Amtseid geschworen, Scha den
vom deutschen Volk (und nicht von
Steuerhinterziehern und bestimmter
Klientel) zu wenden! Daran sollten sie
sich zumindest gelegentlich erinnern.
Oder erinnert werden.

Und von Sigmar Gabriel erwarten wir,
dass er den Sachverstand von Peer

Stein brück sowie die programmati-
schen Fähigkeiten Walter Stein meiers
(„Deutschland-Plan“) nutzt, um end-
lich der Steuer- und Finanz po li tik der
SPD eine klare Linie zu geben. Sozial
ge recht und wirtschaftspolitisch weg-
weisend. Kurz: Endlich „Klare Kante
zei  gen“!

Auf ein Konto in der Schweiz verzich-
tet auch in Zukunft (aus Über zeu gung
und mangels Masse):

Mehr zum Thema:
> „Schwarzgeld abkom men mit der
Schweiz ablehnen!“ (Gastbeitrag von
Florian Dohmen, AGS-Nachrichten,
Aus gabe April 2012, S. 12, 1,2 MB)

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

REDAKTION
In eigener Sache:

Neue Erscheinungsweise,
Werbeanzeigen

AUS
DER

Wir haben uns in der Sommerpause
entschlossen, die Erschei nungs wei se
un seres Newsletters zu ändern. Ha ben
wir bisher im mer zum Ende ei nes Mo -
nats „geliefert“, werden wir ab so fort
anstreben, am ersten Mon tag eines je -
den Mo nats zu erscheinen. +++ Ent -
schul di gen müssen wir uns für die Ver -
zö ge rungen bei den schon erwähnten
Wer be anzeigen im News let ter. Wäh -
rend die meisten Genos sinnen und Ge -

nossen in NRW nach dem er folg rei -
chen Land tagswahl kampf eine kur ze
Ver schnaufpause einlegen konn ten,
stand in Dortmund Ende August noch
die Wie der holung der Kommunalwahl
von 2009 auf dem Programm (Ergeb -
nis für die SPD: + 5,9 %). Da der Autor
dieses Artikels auch kommunalpoli-
tisch un ter wegs ist, mussten wir die-
ses Thema zunächst zurückstellen.
Wir bleiben aber am Ball! <

http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1204.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1204.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1204.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1204.pdf
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Christiane Breuer ist als Leiterin der Po -
litikwerkstatt „Finanzen“ wirklich fit
beim Thema „Basel II/III und die Aus -
 wir kungen für den Unternehmer vor
Ort“, so dass sie das Thema an schau -
lich und verständlich referieren konnte.
Dementsprechend begeistert waren
die rund 35 Gäste, die es sich nicht
neh men ließen, im Anschluss an den
Vor trag noch eifrig mit der Referentin
zu dis kutieren oder weitergehende
Fra gen zu stellen.
Susanne Brefort, Vorsitzende der AGS
Bottrop und seit kurzen auch Mit glied
des Bundesvorstands der AGS, äußer-
te sich hochzufrieden: „Man sieht
doch, dass die Bottroper Unter neh mer
immer interessiert an unseren The -
men sind.“

Zum Unternehmerstammtisch der
Bottroper AGS kommen nicht nur
SPD-Mitglieder, sondern auch zahlrei-
che Unternehmer aus Bottrop und
Um ge bung. 

In 2012 sollen weitere spannende The -
men angesprochen werden, u. a. steht
„Fördermittel für Unter neh mer“ auf
dem Programm.                                     <

AGS VOR ORT
AGS Bottrop – Gelungener Unternehmerabend:

Veranstaltung zu Unternehmerkrediten

Am 05. Juli war es wieder so weit: Im Saal des „Cottage“ an der Herzogstraße in Bottrop trafen sich
erneut die Unternehmer der AGS Bottrop zu einem informativen Unternehmerabend. Zu Gast war
Christiane Breuer, Rechtsanwältin und stellvertretende Bundesvorsitzende der AGS.
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Die Referenten Karl Lauterbach (MdB,
gesundheitspolitischer Sprecher) und
Matt hias Albrecht (Vorsitzender der
ASGNRW) haben bei ihrer grundsätzli-
chen Darstellung der Konzeption ins -
besondere über die Absicherung der
(Solo-) Selbständigen in der Bür ger ver -
sicherung informiert und dis ku tiert.
Mitveranstalter war für die AGS NRW
Dipl.-Ing. Andre ́ Brümmer (Lan des vor -
sitzender) und Frank Böhm, Vor sitzen -
der der AGS Köln. Zu Gast war Christi -
ane Breuer, stellv. Vorsitzen de der AGS
in Bund und Land.

André Brümmer erklärte zu Beginn
der Veranstaltung das große Interesse
der AGS an der Bürgerversicherung:
Die AGS vertritt in NRW mehr als
6.000 Selbständige mit überwiegend
kleinsten und kleinen Unternehmen.
Da runter ist eine große Anzahl von Selb -
ständigen mit geringem Einkom men.
Deutschlandweit gibt es etwa 2,3 Mio.
Solo-Selbständige. Viele von ihnen ver-
dienen nicht genug, um die freiwillige
soziale Absicherung bezahlen zu kön -
nen. Deshalb sind Min dest beiträge oft
nicht leistbar.

Das führt u.a. auch zu einem erhebli-
chen Einnahmeausfall bei den Kran ken -
kas sen. Die AGS fordert daher eine Ein -
beziehung Selbständiger in eine so ziale
Absicherung, die bezahlbar sein muss!
Sozialversicherungsbeiträge müs sen da -
her dem tatsächlichen Ein kommen ent -
sprechend erhoben werden!
Brümmer wies darauf hin, dass der Ar -
beitskreis „Solo-Selbständige“ der AGS -
NRW bereits auf dem Landespar tei tag
der NRWSPD im September 2011 durch
ein Flugblatt auf die Pro ble ma tik und
auf die Forderungen der AGS aufmerk-
sam gemacht hat.
Karl Lauterbach sprach in einem Sta te -
ment über den Sachstand bei der Bür -
ger  ver  s i  che rung .
Die Beratungen sei -
en keineswegs ab -
ge schlossen. 
Lau ter bach erklärte
weiterhin, dass die
große Bedeu tung
dieser „Jahr hun dert -
re form“ kei ne fal-
sche Eile zu lasse. 
Der ASG NRW-Vor -
sitzende Matthias

Albrecht wies auf viele Punkte hin, in
denen bisher bekannte Passagen der
Bürgerversicherung überarbeitet wer-
den müssten. Insbesondere bei der Art
der Beteiligung Selbständiger be stehe
noch erheblicher Beratungs- und Ver -
än derungsbedarf.

Das fachlich sehr kompetente Publi -
kum nahm rege an der folgenden Dis -
kussion zur Bürgerversicherung teil.
Eine gelungene Veranstaltung, die ein-
mal mehr bewiesen hat, dass die Ar -
beits gemein schaf ten in der NRWSPD
häufiger gemeinsame Veranstaltun -
gen zu AG-über greifenden Themen an -
bieten sollten. <

AGS VOR ORT
Bürgerversicherung:

Ein Thema auch für Selbständige

Zu einer gemeinsamen Veranstaltung zum Thema Bürgerversicherung haben ASG NRW, AGS NRW
und AGS Köln am 03. Juli ins Kölner SPD-Parteihaus eingeladen.

v.l.n.r.: André Brümmer, Karl Lauterbach MdB, Matthias Albrecht,
Christiane Breuer, Frank Böhm
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RENTENVERSICHERUNG

Aber auch aus dem jetzt im August ge -
öffneten „Rentenpaket“ erfährt man
zu diesem Thema nicht viel Neues:
„Die verpflichtende Absiche rung von
Selbstständigen ist Teil des Ren ten pa -
kets, kommt zeitlich wegen noch nöti-
ger Prüfungen und Klärun gen je doch
später ins Gesetzgebungs ver fah ren.“

Dieser Informationsebbe stand zwi-
schenzeitlich eine Beschwerdeflut
Selb ständiger gegenüber, die sich ei -
ner solchen Verpflichtung nicht beu -
gen wollen (80.000 haben sich an ei -
ner elektronischen Petition gegen das
Gesetzesvorhaben beteiligt).
Die Art und Weise wie UvdL hier ein
durchaus wichtiges Thema vorzeitig
in die politische Diskussion gebracht
(und wahrscheinlich verbrannt) hat,
ist leider so typisch für ihren Politik -
stil wie unerfreulich in der Sache. So
wie die Dinge gelaufen sind, wird es
jeder zukünftige Gesetzesentwurf
schwer haben, der die Altersvorsorge
Selbständiger verbessern will. 
Schon im Vorfeld hatte die Ministerin
die Notwendigkeit des Handels unnö-
tig negativ belegt. Wer das Interview
mit UvdL, das die Wirtschaftswoche
im Januar 2012 mit ihr geführt hatte,
gelesen hat, kann sich jedenfalls ei nes
solchen Eindrucks nicht erwehren.
Dort wurden vor allem die (zweifellos
im Einzelfall existierenden) Tritt brett -
fahrer unserer Sozialsyste me kritisiert,
die ihre Vorsorge ver nach lässigen, um
im Alter planmäßig auf Kosten der

Allgemeinheit zu leben. Zynisch heißt
es hier: „Der Por sche in der Garage oder
der Rem brandt an der Wand werden
sicher nicht [als verlässliche Vorsorge -
form] reichen.“

Dabei wäre die Absicherung eines
wachsenden Teils der Erwerbstätigen,
die freiberuflich arbeiten und teilwei-
se dafür auch Unternehmen gründen,
mehr als wünschenswert. Aber was
die Öffentlichkeit bisher über die ge -
plante Umsetzung erfahren konnte,
setzt meines Erachtens die falschen
Ak zente:

Zwangsversicherung ohne Förderung

Der Vertragszwang und die pauschale
Höhe der Vorsorgebeiträge ist aus -
führ lich kritisiert und diskutiert wor-
den. Eine Anpassung des Entwurfs soll
erfolgen (d. h. beitragsfreie Grün der -
zeiten, einkommensabhängige Fi nan -
zierung ab einer Gering fügig keits -
grenze). Auch wer einer Ver pflich tung
zum Sparen grundsätzlich nicht ab -
leh nend gegenübersteht fragt sich,
warum ein Anreiz durch Förderung
ins besondere für Selbstän dige mit ge -
ringen Einkünften nicht in den Plänen
vorgesehen ist. 

Es widerspricht doch dem allgemei-
nen Ge rech tigkeitsempfinden, wenn
ab hängig Beschäftigten ein Förder be -
trag zur Verfügung steht, der für ei -
nen Bruch teil der geplanten Zwangs -

pauschale für Selbständige bei Ein -
richtung eines Riester ver tra ges in An -
spruch genommen werden kann (er
beträgt 60 EUR jährlich!), Selb stän -
dige aber nach Überschrei ten einer
Min destverdienstgrenze die gesamte
Vorsorge aus ihren Einkünf ten erzie-
len sollen.

Nun hängt die Riesterförderung be -
kannt lich von der Sozial versi che rungs -
pflicht des Beschäftigten ab. 

Betrachtet man jedoch das Renten pa -
ket im Ganzen, so muss man Fol gen -
des feststellen: Mit der Einführung
der geplanten Zusatzrente in der ge -
setz lichen Rentenversicherung (für
sozialversicherungspflichtig Beschäf -
tig te) geht der Versicherungs cha rak -
ter der GRV weiter verloren. 

Schon jetzt werden die Leistungen
aus der GRV mit Steuereinnahmen ge -
fördert. Die Idee, sozialen Aus gleich
allein durch das Steuersystem herzu-
stellen, ist damit faktisch aufgegeben.
Daher kann man gering verdienenden
Selb ständigen eine För de rung zur Al -
ters vorsorge durch Aus weitung der
Riester förderung ebenfalls nicht ver-
wehren.

Eine – wie von der AGS seit langem
geforderte – Möglichkeit der freiwilli-
gen Versiche rung in der GRV wür de
die se Möglich keit der Förde rung schon
jetzt lösen.

Gastbeitrag von Martin Weber, Dortmund:

„Zwangsabsicherung für Selbständige“
Schon im Juni wollte unsere Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Frau Ursula von der Leyen,
Details ihres Gesetzesvorhabens veröffentlichen, mit dem eine obligate Versicherung Selb stän di ger
zur Absicherung gegen Altersarmut eingeführt werden soll. 
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Anforderungen an Vorsorgeverträge

Als Altersvorsorge sollen nach dem
nur in groben Zügen bekannten Kon -
zept nur solche Verträge anerkannt
werden, die lebenslange Renten ga -
ran tieren. Dies schränkt anerkannte
Vor sorge auf Versicherungsprodukte
ein, denn nur Versicherer dürfen Ga -
ran tien auf lebenslange Renten zah -
lun gen zusichern. Betriebsintern fi -
nan zierte Zusagen auf Versorgungs -
leistungen, wie sie bei Kapital gesell -
schaften möglich sind, würden dem-
nach je nach Vertragsausgestaltung
nicht anerkannt.

Weil das Schicksal dieser Zusagen für
den Unternehmenseigner eng mit
dem Fortbestand des Unternehmens
verbunden sind, könnte dies die An er -
kennung grundsätzlich in Frage stel-
len. Auch der Privatunternehmer, der
– dem allgemeinen Ratschlag zur Ri si -
ko streuung folgend – schon private
An lageformen für eine flexible Alters -
versorgung eingerichtet hat, wird zur
Umfinanzierung gezwungen. 

Insgesamt eine Kannibalisierung be -
stehender Vorsorgeformen, die we der 

sinnvoll ist, noch ge wünscht sein kann.
Zwangsläufig wird daher die Kom ple -
xi tät der Gesetzes aus ge stal tung stei-
gen. Am Ende stößt man den solven-
ten Selbständigen, die schon selbst
Vor sorge betrieben habe, mit neuen
Vor schriften unnötig vor den Kopf
und zehrt auf der anderen Seite die
schmalen Einkünfte gering verdie-
nender Selbständiger aus.
Schon wird laut darüber spekuliert,
ob das Gesetzesvorhaben vor der Aus -
formulierung der Vorlage wieder aus
der Welt verschwindet. Dabei wären
Maß nahmen gegen die Altersarmut
Selbständiger dringend erforderlich.
Insbesondere die Kleinstunter neh mer,
die eher unfreiwillig aus der gesetzli-
chen Absicherung gefallen sind, hät-
ten Förderung verdient. Zehn Jahre
nach dem Altervermögens ge setz ist
eine Sichtung des Förder dschungels in
Deutschland dringend notwendig.
Das ist von der jetzigen Regierung
nicht zu erwarten – im Gegenteil, die
Erweiterung der GRV um die so ge -
nann te Zusatzrente wird auf das kom-
mende Jahr und damit in den BT-Wahl -
kampf verschoben. 

Die damit ver knüpf te Zwangs ver si che -
rung für Selb ständige ist damit quasi
vom Tisch. Frau von der Leyen hat dies
Zu ge ständ nis an die FDP als Sieg ver-
kauft.

Ich sage voraus: Falls die kommende
Regierung unter SPD-Beteiligung eine
Neuordnung der gesetzlichen und pri-
vaten Altersvorsorge umsetzt (nur ihr
dürfen wir das zutrauen) und sich da -
bei auch der schlecht verdienenden
Kleinstunternehmer annimmt, wird
dies die jetzige Ministerin in ihrer po -
li tischen Vita als einen der von ihr er -
kämpften sozialen Errungen schaf ten
des Landes beanspruchen.                   <

RENTENVERSICHERUNG

Über den Autor: Martin Weber lebt und ar -
beitet in Düs sel dorf und Dortmund als Ver si -
che rungs mathe matischer Sach ver stän di ger
für be trieb liche Alters ver sor gung bei einem
Le bens versicherer der Spar kas sen-Fi nanz -
gruppe und als Frei be ruf ler. Er ist 46 Jahre
alt, verheiratet, hat drei Kinder und ist
Mitglied der SPD im Stadtbezirk Dort mund-
Brackel.



AGS:Nachrichten (September 2012)

7

MITTELSTAND

„Mittelstandsgesetz macht die dialog-
orientierte Wirtschaftspolitik in Nord -
rhein-Westfalen zum Gesetz. 
Konzern unabhängige, in der Regel ei -
gen tümer- oder inhabergeführte klei-
ne und mittlere Unternehmen bilden
das Kraft zen trum der nordrhein-west-
fälischen Wirt schaft. Die Landes regie -
rung bringt heute den Entwurf für ein
Mittelstandsgesetz in den Landtag ein,
das diesen Namen wirklich verdient.
Kernstück des Mittelstandsgesetzes ist
eine Clearingstelle, die die Wirkungen
von Gesetzen und Verordnungen für
den Mittelstand frühzeitig prüft und
erörtert. Dies ist bundesweit einmalig.
Der Gesetzentwurf erfährt öffentliche
Zustimmung aus dem Mittelstand,
dem Handwerk und von den Ge werk -
schaften“.
(aus: „SPD-Fraktion im Landtag“, Aus -
gabe August 2012)

Dazu Thomas Eis -
kirch, wirtschafts-
und energiepoliti-
scher Sprecher der
SPD-Fraktion im
Land tag von NRW
in sei ner Rede zur

Ein bringung des Mittelstandsgeset zes:

„Nordrhein-Westfalen ist bekannt als
Unternehmenssitz großer Konzerne
wie Bayer, Eon, Evonik, RWE oder Thys -
sen-Krupp. Darauf sind wir stolz und
wir wollen, dass diese Unternehmen
auch zukü�nftig in Nordrhein-West fa -
len gute Bedingungen vorfinden und
sich von hier aus weiter entwickeln.
Wir wissen aber auch: Die Zu kunft für

wirtschaftliches Wachstum und Be -
schäf tigung in unserem Land hängt
nicht in erster Linie davon ab, ob es
gelingen wird, die Zahl der DAX 30-
Unternehmen mit Sitz in NRW von bis-
lang 9 auf 10 oder 11 zu erhöhen.
Das Herz der Wirtschaft in Nordrhein-
Westfalen ist und bleibt der Mittel -
stand. Konzernunabhängige, in der Re -
gel eigentümer- oder inhabergeführte
kleine und mittlere Unternehmen der
Industrie, des Handwerks, des Han -
dels, der Freien Berufe sowie des Ge -
werbes bilden das Kraftzentrum der
nordrhein- westfälischen Wirtschaft. 
Die 2010 abgewählte schwarz-gelbe
Re gierung hat 2006 das damals gülti-
ge Mittelstandsgesetz abgeschafft.
Sie hat den Verlauf und das Ergebnis
der Anhörung verweigert. Bei dieser
Anhörung hatten sich viele Verbände
für ein neues Mittelstandsgesetz aus-
gesprochen.
Auch auf solche Ereignisse kann zu -
rückgeführt werden, was Herr Laschet
oder Herr Wüst heute selbst beklagen:
dass der CDU die Kompetenz in der
Wirt schaftspolitik verloren gegangen
ist. 
Der Gesetzestext wurde von einer rot-
grünen Landesregierung in enger Ab -
stim mung mit den Arbeitgeberver bän -
den, den Industrie- und Handels kam -
mern, dem Handwerk, der Wis sen -
schaft, dem Verband der Freien Berufe,
den Gewerkschaften, den kommuna-
len Spitzenverbänden und den sonsti-
gen Organisationen der gewerblichen
Wirtschaft erarbeitet.
Ich danke insbesondere Minister Voigts -
berger und Staatssekretar̈ Hor zetzky
für die engagierte und intensive Be tei -

li gung der Institutionen und die vie-
len Gespräche, die zu dem nun vorlie-
genden Gesetz geführt haben. 
Harry Voigtsberger, Günther Hor zetz ky
und ihr Team haben es geschafft, dass
die Wirtschaft in Nordrhein-West falen
sich bereits mit dem Ge setz identifi-
ziert:
Im Jahresbericht von „Unternehmer
NRW“: „Positiv zu bewerten ist der Ent -
wurf des Wirtschaftsministeriums für
ein Mittelstandsgesetz NRW. „Unter -
neh mer NRW“ ist der Meinung, dass ei -
ne neue Landesregierung diesen Ge -
setz ent wurf aufgreifen und umsetzen
sollte.“
Der Nordrhein-Westfa ̈lische Hand -
werks tag, Handwerk NRW, lobt das
Mit telstandsgesetz in seiner Presse -
mit teilung vom 28. Juni als „einen wei-
teren Meilenstein für Mittelstand und
Handwerk“und bedankt sich aus drück -
lich bei der Landesregierung.
Der DGB und die Gewerkschaften be -
grüßen das neue Mittelstandsgesetz:
„Es ist das erste Mittelstandsgesetz ei -
nes Bundeslandes, das betriebliche Inte -
ressenvertretung ausdrücklich würdigt
und ihre wichtige Funktion als Wachs -
tums- und Beschäftigungsmotor aner-
kennt. Damit nimmt NRW bundesweit
eine Vorreiterrolle ein.“
Der Gesetzentwurf enthält wesentli-
che Elemente, die die mittelständische
Wirtschaft in unserem Land stärken
wird. Die Clearingstelle, die die Wir kun -
gen von Gesetzen und Ver ord nun gen
für den Mittelstand frühzeitig prüft
und erörtert, ist bundesweit einmalig.
Die Verwaltungs ver fahren werden mit-
telstandsorientiert überarbeitet wer-
den.

Thomas Eiskirch:

Förderung des Mittelstands in NRW
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Mit dem Mittelstandsgesetz wird die
dialogorientierte Wirtschaftspolitik
in Nordrhein-Westfalen zum Gesetz.
Ich freue mich sehr auf die Diskussion
im Ausschuss und mit der Opposition.
Dieses Gesetz ist geeignet, breite Zu -
stimmung nicht nur in der Wirtschaft
sondern auch in diesem Parlament zu
finden.“

Wirtschafts minis -
ter Garrelt Duin
erklärte bei der
Vor stellung des
Ent wurfs für ein
Mittelstands för -
derungsgesetz,

den die Landesregierung im Juli in den
Landtag eingebracht hat: „Mit dem
neu en Mittelstandsgesetz wird Nord -
rhein-Westfalen bundesweit Maß stä -
be für die Zusammenarbeit von Wirt -
schaft und Politik setzen.“

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 16/126, siehe auch
www.landtag.nrw.de:
Beratungsstand: Nach der 1. Lesung am
05.07.2012 an den Ausschuss für Wirt -
schaft, Energie, Industrie, Mittel stand
und Handwerk – federführend –, an
den Haushalts- und Finanz aus schuss,
an den Rechtsausschuss, an den Aus -
schuss für Kommunalpolitik sowie an
den Ausschuss für Klima schutz, Natur -
schutz, Landwirtschaft und Verbrau -
cher schutz überwiesen. <

RAUCHVERBOTE

Maßlose Rauchverbotsregelungen zu
Lasten der Rechtssicherheit von Gas -
tronomen lehnt die Arbeits gemein -
schaft Selbständige in der NRWSPD
(AGSNRW) ab! Betriebe, die dem erst
unlängst beschlossenen strengeren
Raucherschutz im wahrsten Sinne des
Wortes Rechnung getragen haben und
sich deshalb erheblich verschulden
mussten, haben ein Anrecht auf Über -
gangsregelungen.
Nichtraucherschutz hat da seine Gren -
zen, wo volljährige RaucherIn nen be -
wusst das ihnen bekannte Ge sund -
heits risiko eingehen. Ansonsten müss-
te auch der Genuss von Alkohol konse-
quent verboten werden. Auch bei
Brauch tumsfesten und bei ge schlos -
se nen Veranstaltungen sollte maß-
voll reguliert werden.
Die AGSNRW begrüßt, dass sich Brit -
ta Altenkamp und andere Mit glie der
der NRWSPD offen zeigen für Ein wän -
de gegen die von Gesundheits mi nis -

te rin Steffens betriebene Über regle -
men tierung der Bür ge rin nen und Bür -
ger in NRW. Und: Po li tische Entschei -
dun gen sollten immer auch Aus wir -
kun gen auf die Wirt schaft berücksich-
tigen.
Insbesondere der letzte Satz sollte bei
unseren Landepolitikern Berück sich ti -
gung finden. Wir sind als Vertreter von
Selbständigen verpflichtet, be rech tig -
ten Anliegen unserer Mit glie der Ge hör
zu verschaffen. Insbeson de re dann,
wenn es an verlässlicher Politik in un -
serem Land hapert. Zu mindest Über -
gangs regelungen für kleine Gastro no -
mie-Betriebe sollten gefunden wer -
den. <

Mehr zum Thema:
> „Mehr Planungssicherheit und Ver -
lässlichkeit von der Landesregie rung
gefordert“ (AGS-Nachrichten, Aus -
gabe Januar 2012, S. 10, 728 kB)

Forderung der AGSNRW:

Prüfung von Ausnahmen
beim totalen Rauchverbot
Zur aktuellen Diskussion zur Verschärfung des Nicht raucher schut -
zes in NRW hat sich auch die AGSNRW geäußert. In einer Presse -
mit teilung schreibt Landesvorsitzender André Brümmer:

http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1201.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1201.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1201.pdf
http://www.ags-in-nrw.de/downloads/newsletter/AGSNRW_NL_1201.pdf
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HANDWERK

Vor dem Hintergrund der Verhand lun -
gen zwischen den beiden EU-Institu -
tio nen nahm der Workshop eine Be -
stands aufnahme der relevanten Posi -
tio nen zu Basel III vor und unterzog
diese einer Bewertung aus Sicht von
Handwerk und Mittelstand.

Die Eröffnung und Begrüßungsrede
führte der Präsident der Handwerks -
kammer Düsseldorf und des Nord -
rhein-Wetfälischen Hand werks ta ges,
Professor Wolfgang Schulhoff, durch
und erklärte: „Wir müssen Po litik und
Finanzmärkte auf Entzug setzen. Der
Mix aus Staatsverschuldung und Nie -
drigzinspolitik hat wie ein Dro gen cock -
tail gewirkt. Ohne eine Sta bi li täts kul -
tur ist der Euro zum Schei tern ver ur -
teilt.“
Der Leiter des „Kompetenzzentrums
So ziale Marktwirtschaft“, Dr. Thomas
Kös ter, moderierte den Workshop, zu
dem Referenten aus sämtlichen be -
trof fenen Bereichen geladen waren:
Neben Sebastian Schulte, Geschäfts -
führer des Zentralverbandes des Deut -
schen Handwerks und des Unter neh -
mer verbandes Deutsches Hand werk,
der eine Bewertung aus der Sicht des
Hand werks vornahm, ka men auch Ver -
 treter aus Politik (Sven Giegold, MdEP-
Mitglied des Wirt schafts- und Wäh -
rungs aus schus ses des Europäi schen Par -
lamentes), der Banken auf sicht (Rei nert
Nicolas, Leiter des Regio nal be rei ches

Ban ken- und Finanz auf sicht der Haupt -
ver wal tung in NRW der DBB in Düssel -
dorf), der Mit tel  stands ban ken (Ludwig
Lip pes, Bereichs leiter Prü fung von Kre -
dit genossen schaf ten,Rheinisch-West fä -
li scher Genossen schafts verband e.V.;
Heinz Welter, Spar kassendirektor a.D.,
Rhei nischer Spar kas sen- und Giro ver -
band) und der Wis senschaft (Prof. Dr.
Jörg Thieme, Hein rich-Heine-Universi -
tät, Düssel dorf und Dr. Norbert Kuhn,
Deutsches Aktien insti tut e.V. in Frank -
furt) zu Wort.

Die künftig einmal jährlich stattfin -
den de Ver an stal tungs reihe „Walter-
Eucken-Workshop“ ergänzt die Reihe
der „Röpke-Sympo sien“, die das Kom -
pe tenzzentrum bereits seit fünf Jah -
ren durchführt und die den profilier-
ten Wis senschaftlern ein Forum der
Be geg nung und der Kontroverse zu
öko nomischen und sozialpolitischen
Schicksalsthemen von Handwerk und
Mittelstand gibt.                                   <

Handwerkskammer Düsseldorf / NWHT:

Bericht vom Walter-Eucken-Workshop
Die Handwerkskammer Düsseldorf lud im Rahmen des „Kompetenzzentrums Soziale Markt wirt -
schaft“ am 26. Juli 2012 zum „Walter-Eucken-Workshop“ ein. Thema war „Basel III und Mittelstand
– sind die Interessen von Handwerk und Mittelstand gewahrt, nachdem EU-Parlament und EU-Rat
sich zu Basel III positioniert haben?“ (Bericht von Christiane Breuer, Leiterin des „Arbeitskreises Finanzen“ der

AGS NRW und Bundes-AGS)

Dr. Thomas Köster (l.), Prof. Wolfgang Schul hoff (m.), Sven Giegold (2.v. r.)

Der NWHT Presse-Information Nr. 7/
2012 vom 26. Juli 2012 sind Details zur
Veranstaltung zu entnehmen: 
http://www.nrwhandwerkstag.de

Eine weitergehende Information und
Kommentierung wird in der nächsten
Ausgabe der AGS:Nach  rich ten folgen.
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HANDWERK

Professor Schulhoff eröffnete die Ver -
anstaltung mit der Begrüßung eini-
ger Gäste, so Dipl.-Ing. Otto Kentzler,
Präsident des Zentralverbandes des
Deutschen Handwerks und sowie des
Deutschen Handwerks kammer ta ges.
Prof. Schulhoff nannte die wirtschaftli-
che Lage und die Aussichten des
Hand werks diffus, aber tendenziell po -
sitiv, nachdem das durchweg gute Vor -
jahr gezeigt hätte, dass das Hand werk
zu den stabilisierenden Fakto ren der
deut schen Wirtschaft gehört.
Insbesondere das vorbildliche „Duale
Ausbildungssystem“ hätte dazu bei ge -
tragen, Deutschland vor einer ho hen
Ju gend-Arbeitslosigkeit zu bewa hren.
Das Interesse anderer euro päi scher
Län der an diesem System wür de wach-
sen.

Traditionell war die dem Handwerk
sehr verbundenen Signal-Iduna-Grup -
pe Hausherr und Gastgeber. Ihr Vor -
standsvorsitzender Reinhold Schulte
richtete ein Grußwort an die Ver -
samm lung. Er drückte seine Besorg -
nis zur Staatsverschuldung, nicht nur
in Deutschland aus. Alleine für das

Handwerk habe die Signal-Iduna-
Grup pe ca. 55 Mrd. € an Alters ver sor -
gung zu verwalten. Als Säule der Al -
ters versorgung seien Staats an lei hen
nur so lange geeignet, wie Staaten
die Haftung für ihre Anleihen sichern
könnten.

Gastredner der Veranstaltung war
Sven Gösmann, Chefredakteur der
Rhei nischen Post. Sein Thema: „Alles
nur noch Facebook, Twitter und Co.? –
Wie entwickelt sich unsere Medien ge -
sellschaft?“

Gösmann sieht die Journalisten als
„Hand werker des Wortes“. Leider sei -
en sie aber auch Getriebene der Tech -
nik. Leser hätten keine Geduld mehr,
gründliche Recherchen abzuwarten.
Hintergründiges sei auf dem Rückzug.
Die Kurzlebigkeit des Wertes von Nach -
richten habe zu einer Beschleu ni gung
geführt, die den Weg von einer Infor -
ma tions- in eine Unterhal tungs ge sell -
schaft führe. Ein Beispiel für diesen
Wan del sei die Persona li sie rung von
Problemen. Nicht der Ver bleib von
Griechenland im Euro-Verbund, son-

dern die Ausein an der setzung dazu
zwischen Seehofer und Kanzlerin be -
stimme die Schlagzeilen.
Für die Rheinische Post sieht Gös -
mann die Zukunft als Nachrichten ver -
mittler mit starkem regionalen Bezug
und als „Erklär-Zeitung“.

Kritik äußerte Gösmann an der Rolle
der öffentlich-rechtlichen Medien, de -
nen er wettbewerbsverzerrendes Han -
deln vorwarf, insbesondere durch ihre
Internet-Präsenz.

In der anschließenden Diskussion wur -
de die Rolle neuer Medien wie Face -
book und Twitter erörtert. Ob Fluch
oder Segen – das blieb umstritten.

Die Veranstaltung war ein gelunge-
ner Beitrag zum Dialog zwischen Po -
litik und NWHT. André Brümmer, Vor -
sitzender der AGSNRW und Gast der
Veranstaltung: „Es ist sehr lobenswert,
dass das Handwerk sich derartiger ge -
sellschaftspolitisch relevanter Themen
annimmt.“ <

NWHT lud zu „Politik im Dialog“ ein:

„Journalisten sind Handwerker des Wortes“

Zum diesjärigen Round-Table-Gespräch am 23.08. hatten Prof. Wolfgang Schulhoff (Präsident des
NWHT Düsseldorf) und Dipl.-Volkswirt Josef Zipfel (HGF des NWHT) nach Dortmund eingeladen.
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JOB-SPEED-DATING

Dies ist die erste Veranstaltung ihrer
Art, die aus privater Initiative vorbe -
rei tet und durchgeführt wird, mit der
Unterstützung und Förderung von
Spon soring, ohne eine Kooperation
mit Arbeitsagenturen und Job cen -
tern.

Initiator dieses Events ist PCC (Project
Competence Center), ein Neu-Un ter -
neh men und Träger der Dienst leis tun -
gen auf dem Arbeitsmarkt, an ge sie -
delt in Gelsenkirchen. Aus den vor he -
rigen Tätigkeiten bestens vertraut
mit den Problemlagen des Ar beits -
mark tes und den Zielgruppen der ver-
schiedenen Standorte im Ruhr gebiet,
will PCC neue Akzente und in no vative
Ideen in den lokalen und über regio -
nalen Arbeitsmarkt einbringen und
setzt dabei auf den Dialog zwischen
öffentlicher Arbeits ver mitt lung, Unter -
nehmen, Presse und Poli tik. Mit dieser
Veranstaltung soll das En ga gement
und die Motivation von Un ter neh men
und Arbeitsuchenden im Ruhr ge biet
unterstützt werden.

Mitarbeiter der PCC haben 2009 das
erste Job-Speed-Dating in Deutsch -
land im Münchener Rathaus erfolg-
reich durch geführt, danach u. a. in
Gelsen kir chen (Veltins-Arena), Bochum
(Ei sen bahn museum) und Essen (West -
stadt hallen).

Wie bei einem Speed-Dating lernen
sich Arbeitsuchende und Arbeitgeber

in 10-Minuten Gesprächen kennen,
tau schen sich aus und vereinbaren bei
gegenseitigem Interesse ein Fol ge -
gespräch im Hause des Arbeit ge bers.
Das Kennenlern-Gespräch wird nach
10 Minuten durch ein akustisches Sig -
nal unterbrochen und der Gesprächs -
partner wird gewechselt. Binnen kur-
zer Zeit werden so zahlreiche Gesprä -
che geführt, Kontakte geknüpft und
Folgetermine vereinbart. 

Die angebotenen offenen Stellen
umfassen alles von Helfer-Stellen bis
zu qualifizierten Fachkräften. Beglei -
tet wird die Ver anstaltung von einem
Rahmen pro gramm mit musikalischer
Unter ma lung und Catering.

Die Arbeitsuchenden erhalten so die
Gelegenheit, sich persönlich einem
Ar beitgeber zu präsentieren, Bewer -
bungs situationen zu trainieren und
wert volles Feedback zur Bewerbung
zu erhalten. Arbeitgeber lernen inner-
halb kurzer Zeit eine Vielzahl von mo -
tivierten Bewerbern kennen, können
kurzfristig Personalbedarfe decken
und erhalten die Gelegenheit zur Prä -
sentation ihres Unternehmens. 

Die Teilnahme ist kostenlos für jeder-
mann.

Zur Erreichung einer hohen Teil neh -
merzahl an Arbeitgebern und Arbeit -
suchenden stellt PCC ab der ersten
Septemberwoche eine Website ins

Netz (s. u.). Hier findet man alle not -
wen digen Informationen und Hilfs -
mit tel zur Vorbereitung auf die Ver -
anstaltung. Eine notwendige Anmel -
dung wird ebenfalls auf dieser Seite
vorgesehen. Ferner stehen Mitarbei -
ter von PCC selbst verständlich jeder-
zeit für Fra gen und Anregungen un -
ter Tel. 0209-91326901 zur Verfügung.

Weitere Infos:
www.Job-Speed-Dating-Ruhrgebiet.de

Veranstaltung „Job-Speed-Dating Ruhrgebiet“ in Essen:

„Stell’ mich ein auf Zollverein!“
Am 24. Oktober 2012 findet ein großes Job Speed Dating auf Zeche Zollverein in Essen statt. Es richtet
sich an Arbeitslose aus dem gesamten Ruhrgebiet und an Beschäftigte, die auf der Suche nach einer
neuen Arbeitsstelle sind.
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Bis zur nächsten Ausgabe!

André Brümmer
Vorsitzender der AGSNRW

Selbständig.
Verantwortlich.
Solidarisch.

Die AGS in NRW.

<

Die nächste Ausgabe der AGS:Nachrichten erscheint Anfang Oktober, Re dak -
tions schluss ist Montag, der 24.09.2012. Artikel, Terminhinweise, Fotos/Gra fiken
und Leser zu schrif ten bitte an die Adresse redaktion@ags-in-nrw.de senden.

AGS

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Beruflicher Wechsel:

André Stinka ist neuer General  sekretär der
SPD in Nordrhein-Westfalen

André Stinka, stellvertretender Vor sit -
zen der der AGSNRW, ist neuer Ge ne ral -
se kre tär der SPD in Nord rhein-West fa -
len.

Er ist durch einstimmige Beschlüsse
von Präsidium und Landesvorstand
zum neuen Generalsekretär ernannt
worden. André Stinka hat das Amt be -
reits an getreten, zunächst kommissa-
risch. Auf dem Landesparteitag der
NRW SPD am 29. September in Müns -
ter stellt er sich dann dem Votum der
Delegierten.
André Stinka kommt aus Dülmen/
Coes feld und ist seit 1985 Mitglied der
SPD. Er war bis zur NRW-Wahl am 13.
Mai 2012 Landtagsabgeordneter des
Kreises Coesfeld, sowie Umwelt- und
Klimaschutzpolitische Sprecher der
bisherigen SPD-Fraktion.
Sein politisches Engagement „beweg-
te sich dabei immer zwischen Idealen,
die es zu erreichen gilt und pragmati-

schen Lösungsansätzen. Im Landtag
war ich Mitglied im Ausschuss für Kli -
maschutz, Umwelt, Naturschutz, Land -
wirtschaft und leitete dort den Ar beits -
kreis der SPD-Abgeordneten. Damit war
ich auch Sprecher der SPD-Frak tion für
diese Themenbereiche, zu de nen zusätz -
lich noch der Verbraucher schutz ge -
hört. Außerdem habe ich im Ausschuss
für Wirtschaft, Mittelstand und Ener gie
gearbeitet und habe versucht, dort die
Themen Umwelt/Klima mit der Wirt -
schaft zu verknüpfen“, so André Stinka
auf seiner Homepage.

André Stinka ist der Nachfolger von
Michael Groschek, dem neuen Minis -
ter für Bauen, Wohnen, Stadt ent wick -
lung und Verkehr.                                  <

NRW-Handwerk erwartet enge und
ver trauensvolle Zusammenarbeit.
Schon an seinem ersten Arbeitstag hat
der neue Wirtschaftsminister des Lan -
des Nordrhein-Westfalen, Garrelt Duin,
Kontakt mit Prof. Wolfgang Schulhoff,
dem Präsidenten des NRW-Hand werks,
aufgenommen. Ein Um stand, der
beim NRW-Handwerk verständlicher-

weise Freude auslöste, zumal Wirt -
schaftsminister Duin kurz darauf auch
öffentlich seine Wert schät zung für die
kleinen und mittelständischen Unter -
neh men kundtat.
Mit Garrelt Duin konnte Prof. Schul -
hoff zugleich auch den ersten Hand -
werks minister in der Geschichte Nord -
rhein-Westfalens und den einzigen

Handwerksminister bundesweit be -
grü ßen. Die Geste von Frau Minis ter -
präsidentin Kraft, die Bezeichnung
„Hand werk“ in den Namen des Minis -
te riums aufzunehmen, hat im NRW-
Hand werk große Beachtung gefunden.
Darüber hinaus sei die erneute Beru -
fung von Dr. Günther Horzetzky zum
Staatssekretär die Gewähr dafür, dass

Prof. Wolfgang Schulhoff begrüßt Berufung von
Garrelt Duin zum Wirtschaftsminister

Wirtschaftsministerium und NRW-
Handwerk ihre bewährt gute Zu sam -
menarbeit reibungslos fortsetzen wür-
den.                                                             <


